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. Ist FuRfessel gleich FuBfessel?

Nein. Man muss unterscheiden zwischen der ,Elektronischen Prasenzkontrolle® (EPK)
und der Elektronischen Aufenthaltsiberwachung im Rahmen der Fihrungsaufsicht
(EAQ).

Die EPK, die seit dem Jahr 2000 — in den ersten Jahren noch als Modellprojekt — prakti-
ziert wird, dient der Vermeidung von HaftverbluRungen. Zielgruppe sind dabei insbeson-
dere solche Straftaterinnen und Straftater, denen es an Eigenverantwortung und Selbst-
disziplin mangelt, um sich an Vorgaben eines Gerichts zu halten, also Personen, die bis-
lang nicht zu einer Strukturierung ihres Tagesablaufs in der Lage waren, so dass ihnen
entweder der Widerruf der Bewahrung droht oder von vornherein die Versagung einer
Strafaussetzung zur Bewahrung. Deshalb ist der Kern der EPK der detaillierte und indi-
viduelle Tagesplan fir die einzelne Probandin oder den einzelnen Probanden, der die
An- und Abwesenheitszeiten im Bereich der Wohnung festlegt, die durch die Elektroni-
sche Prasenzkontrolle Gberprift werden. Hierzu gentgt der Einsatz der sogenannten Ra-
diofrequenztechnik, so dass keine Uberwachung des Aufenthaltsortes auRerhalb der
Wohnung mittels GPS erfolgt. Gleiches gilt fir die Teilnahme an dem Projekt im Rahmen
der Aussetzung eines Haftbefehls (Untersuchungshaftvermeidung). Die Teilnahme ist
daruber hinaus stets freiwillig.

Bei der Elektronischen Aufenthaltsiiberwachung im Rahmen der Fiihrungsaufsicht (EAU)
handelt es sich demgegenliber um eine gesetzliche Aufgabe, die seitdem 1. Januar 2011
besteht und keine Freiwilligkeit voraussetzt. Nach § 68b Abs. 1 S. 1 Nr. 12 StGB ist es
mdglich, bestimmten Tatergruppen die gerichtliche Weisung zu erteilen, die fir eine elekt-
ronische Uberwachung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen technischen Mittel standig
in betriebsbereitem Zustand bei sich zu fihren und deren Funktionsfahigkeit nicht zu be-
eintrachtigen. Die Weisung kann auch gegen den Willen der betroffenen Person erteilt
werden. Die Person muss eine Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren — bei extre-

mistischen Taten von mindestens zwei Jahren — vollstandig verbuft haben oder es muss



eine Maldregel der Besserung und Sicherung fur erledigt erklart worden sein; es handelt
sich bei der Elektronischen Aufenthaltsiberwachung nicht um einen Ersatz fur die Siche-
rungsverwahrung oder eine sonstige geschlossene Unterbringung. Zudem kann die Wei-
sung nur beim Vorliegen einer Katalogstraftat — wie z.B. Sexualstraftaten, Straftaten ge-
gen das Leben oder extremistische Straftaten — angeordnet werden, wenn die Gefahr
besteht, dass die Probandin oder der Proband solche Taten erneut begehen wird und die
MaRnahme zu deren Verhinderung erforderlich erscheint. Die Uberwachung erfolgt mit-
tels GPS.

. Fiir was steht GUL?

Die Abkurzung GUL steht fiir ,Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lan-
der®, die durch Staatsvertrag gegrindet wurde. Der Inhalt des Staatsvertrags ist im Ge-
setz- und Verordnungsblatt flr das Land Hessen Teil | Nr. 26 vom 23. Dezember 2011,
S. 782 bis 785 veroffentlicht.

. Welche Linder sind an der GUL beteiligt?

An der Uberwachungsstelle sind alle Lander beteiligt.

. Wo hat die GUL ihren Sitz?

Die GUL ist als AuRenstelle in Weiterstadt Teil der IT-Stelle der hessischen Justiz.

. Welche Aufgabe hat die GUL im Rahmen der Elektronischen Aufenthaltsiiberwa-
chung?

Aufgabe der GUL ist die fachliche Uberwachung der Probandinnen und Probanden. Sie
nimmt die Ereignismeldungen zu jeder Tages- und Nachtzeit entgegen und bewertet
diese im Hinblick auf moglicherweise notwendige Mallnahmen der Gefahrenabwehr oder
der Fuhrungsaufsicht. Insbesondere nimmt sie Kontakt mit der Gberwachten Person auf,
um durch ein klarendes Gesprach die Situation unmittelbar zu entscharfen. Sie Uber-
nimmt daher die notwendige Filterfunktion, um die Anzahl etwaiger unnétiger Einsatze
insbesondere der Polizei und der ortlichen Bewahrungshilfe so gering wie moglich zu
halten.

In technischer Hinsicht wird die GUL unterstiitzt von der Hessischen Zentrale fiir Daten-
verarbeitung (HZD) in Hunfeld. Damit auch die anderen Lander sich der HZD als Tech-
nikdienstleister bedienen kdnnen, hat das Land Hessen mit allen Landern zu diesem

Zweck Verwaltungsvereinbarungen geschlossen.



6. Kann die GUL auch mit anderen Aufgaben betraut werden?
Ja. Der Staatsvertrag erlaubt, dass sie auch aulderhalb der gesetzgeberischen Aufgabe
im Zusammenhang mit der justiziellen Aufenthaltsiberwachung tatig werden darf. So hat
Hessen die Aufgaben der Rufbereitschaft im Rahmen der EPK bereits auf die GUL (iber-

tragen.

7. Wer arbeitet in der GUL?
In der GUL arbeiten derzeit 17 Bedienstete des Landes Hessen. Die GUL arbeitet im
Schichtbetrieb, das heildt, sie ist rund um die Uhr an jedem Tag des Jahres besetzt. Jede
Schicht besteht aus zwei Personen, einer Sozialarbeiterin oder einem Sozialarbeiter und

einer Beamtin oder einem Beamten des mittleren Dienstes.

8. Schaut sich die GUL nach Belieben die Bewegungen der Probanden an?
Nein. Zwar werden die aufenthaltsbezogenen Daten immer erhoben und entsprechend
der gesetzlichen Vorschriften zwei Monate gespeichert. Der Gesetzgeber hat aber keine
anlassunabhangige, permanente Echtzeitbeobachtung erlaubt, sondern das Ansehen
der Daten von engen Voraussetzungen abhangig gemacht wie dem Verdacht eines Ver-
stoRes gegen aufenthaltsbezogene Weisungen, der Manipulation der Uberwachungsge-
rate, der unmittelbaren Gefahr fur Leib und Leben anderer oder dem Verdacht der Bege-

hung einer erheblichen Straftat.

Impressum

Herausgeber

Hessisches Ministerium der Justiz

Abteilung fur Strafrecht, Gnadenwesen und Kriminalpravention
Referat I1I/3

Luisenstralle 13, 65185 Wiesbaden

Verantwortlich fiir den Inhalt: Julia Schmitt




	Elektronische Aufenthaltsüberwachung

